
Ä1 Vision Gewaltfreiheit in Dresden

Antragsteller*in: Moritz Knobel (KV Dresden)

Änderungsantrag zu A7

Von Zeile 24 bis 33:
Mit Blick in die Zusammenfassung der Kriminalstatistik nehme ich an, dass ein besonderer Baustein
die Arbeit mit dem „1 Prozent“ der Zuwanderer sein muss.

„Fast die Hälfte der Delikte (7.457) wurden durch einen geringen Anteil von reichlich einem Prozent
der Zuwanderer begangen.“

Hierbei gehe ich jedoch nicht davon aus, dass die Abschiebung der jeweiligen Personen die
nachhaltige Lösung für den jeweiligen Zuwanderer und dessen neuem Umfeld nach Abschiebung ist.

Mit Blick in die Kriminalstatistik müssen wir besondere Risikogruppen (Männer, Armutsgefährdete,
Menschen mit Gewalterfahrung in Jugend und Kindheit, Fluchterfahrung, geringes Bildungsniveau,
usw.) in einen besonderen Fokus nehmen. Dabei streben wir Bündnisgrüne einen gesamtheitlichen
Ansatz der Kriminalitätsbekämpfung an, bestehend aus den drei Säulen

1.Prävention (Sozialarbeit, Kinder- und Jugendarbeit, Straßensozialarbeit, kriminalpräventive
Stadtentwicklung) und
2.Verlagerung (Schaffung von Freiräumen und Alternativen Aufenthaltsmöglichkeiten neben der
Straße).
3.Repression (Polizei) von Kriminalität.
Eine alleinige Rückführung auf Zuwanderung als Kriminalitätsfaktor lehnen wir ab. Wir erkennen an,
dass Migration biographische Brüche hervorruft, die das Kriminalitätsrisiko erhöhen können.

Abschiebung bietet keine nachhalige Lösung der globalen Kriminalitätsbekämpfung, sondern verlagert
Probleme nur von einem an andere Orte. Deswegen sehen wir Abschiebung nur als letzte der
möglichen Optionen.

Mein Ziel ist durch Zusammengehörigkeit und Zivilcourage der Vision Gewaltfreiheit in Dresden einen
Schritt näher zu kommen, dafür wird gefordert:

einen Diskurstag „Vision Gewaltfreiheit in Dresden 2024“ 2024“ organisiert durch den
Antragssteller 

Auftrag:[Leerzeichen]

Begründung

Siehe Kommunalwahlprogramm S. 58

• 

• ◦ 



Ä1 Klimaziele ernst nehmen. Wärmeerzeugung und Abfallwirtschaft nachhaltig transformieren

Antragsteller*in: Dr. Wolfgang Deppe (bündnisgrüne Stadtratsfraktion)

Änderungsantrag zu A17

Von Zeile 17 bis 29:

Begründung

Zu 3.: 

Es ist etwas anmaßend, wenn wir wie es der Antragstext nahelegt, für alle möglichen Projekte „selbst
nachhaltige Vorschläge erarbeiten und einbringen“, um diese zu ersetzen. Es wird vor allem darum
gehen, sinnvolle Vorschläge der Verwaltung und anderer Institutionen zu unterstützen und diese durch
eigene Vorschläge zu ergänzen. Dies wird mit der hier gegebenen Formulierung zum Ausdruck
gebracht.

Projekten und bestehenden Strukturen, welche absehbar zu CO2-Emissionen über 2035
hinausführen, müssenbegegnen wir daher einer kritischen Prüfung unterzogen werden.
Wiräußerst kritisch und werden selbst nachhaltige Vorschläge unterstützen und ggf. selbst
erarbeiten und einbringen, um diese rechtzeitig zu ersetzen.

3.

Die vorliegenden Pläne der Sachsen-Energie zur Errichtung einer Verbrennungsanlage
von Müll zur Energie- und Wärmeerzeugung, lehnen wir ab und setzen uns dafür ein, die
knappen Investitionsmittel der städtischen Gesellschaften (insb. der Sachsen-Energie) für
eine echte Transformation zur klimaneutralen Wärmeversorgung zu nutzen.

4.

Wir bekräftigen daher die in unserem Kommunalwahlprogramm ausgedrückte
Konditionierung einer Müllverbrennungsanlage und lehnen die bisher vorliegenden Pläne
der SachsenEnergie (RING 30) als zu groß dimensioniert ab. Dennoch steht die
Landeshauptstadt Dresden in der Verantwortung für eine möglichst CO2-arme und
energieeffiziente Entsorgung des auch zukünftig nicht völlig vermeidbaren Restmülls, die
aufgrund der Gesetzeslage nur thermisch zulässig ist. Der Transport des unsortierten
Dresdner Restmülls über weite Strecken in Anlagen mit exorbitant hohem CO2-Ausstoß
trägt dem nicht Rechnung. Die Kopplung mit der Aufbereitung des Restmülls und der
Fernwärmeerzeugung und einer Emissionsminderung nach dem modernsten Stand der
Technik stellt demgegenüber sicherlich eine bessere Option dar. In diesem Sinne muss
das RING 30-Projekt der SachsenEnergie überprüft werden. Daneben ist auch auf eine
überregionale sachsenweite Lösung des Problems der Restmüll-Entsorgung
hinzuarbeiten.

4.

DafürWir setzen wir uns insbesondere für dem Ausbau einer dann dekarbonisierten
Fernwärmeversorgung in Dresden und die Planung, Genehmigung und Errichtung von
Großwärmepumpen mit einem möglichst breiten Spektrum an Wärmequellen insbein. 
Flusswärme, Luftwärme undDabei kommt der Nutzung von Abwärme aus großen
Industriebetrieben und Rechenzentren sowie aus dem Abfluss der zentralen Kläranlage
und der Oberflächen- und ggf. auch Geothermie einTiefengeothermie eine besondere
Bedeutung zu. Ferner gehört dazu auch der zukünftige Einsatz von grünem Wasserstoff als
Basis für einen Weiterbetrieb des Kraft-Wärme-gekoppelten Kraftwerks Nossener Brücke.
In nicht ökonomisch sinnvoll durch Fernwärme versorgbaren Gebieten sollten
Nahwärmenetze wo immer möglich als Alternative bevorzugt geplant werden.

5.
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Zu 4.:

Die Mitgliederversammlung des KV Dresden hat sich beim Beschluss des Kommunalwahlprogramms
2024 vor einem dreiviertel Jahr bereits ausführlich mit der Problematik der Müllverbrennung
auseinandergesetzt und nach kontroverser Diskussion einen Beschluss gefasst. Es gibt seitdem weder
einen neuen Sach- noch Erkenntnisstand, sodass der Antrag diesbezüglich eigentlich unnötig ist.

Die Begründung zum Beschlusspunkt 4 verkürzt die Sachlage, ist einseitig und stellt die Zahlen
teilweise falsch dar. Zuallererst aber gibt er keine Antwort auf ein zentrales Problem: Gegenwärtig
wird der Dresdner Restmüll in einem Umfang von 65.000 Tonnen jährlich ohne jede Aufbereitung oder
stoffliche Verwertung Tag für Tag über 75 km mit schweren, jede Menge CO2 emittierenden Lkw nach

Lauta gekarrt, um dort mit hohem CO2-Ausstoß ohne jede weitere Nutzung der Wärme verbrannt zu

werden. Das kann nicht in unserem Sinne sein.

Der Antrag erweckt den Eindruck, dass mit Müllvermeidung alles gelöst ist und man gar keinen Müll
mehr verbrennen muss. Das ist reines Wunschdenken und ignoriert die Tatsachen. Zudem wird die
Gesetzeslage verschwiegen. Natürlich müssen wir auf Müllvermeidung und Wiederverwertung
hinwirken. Aber es wird auch in 10 Jahren noch Restmüll geben. Nicht alle Menschen handeln so
umweltbewusst wie Grüne! Restmüll wird es vor allem in Form von Verpackungen mit
Lebensmittelresten, Kleinmaterialien mit Verbundstoffen und Alltagskleinkram geben. Derzeit
produziert jede:r Dresdner:in 130 kg Restmüll pro Jahr. Das ist im bundesweiten Vergleich schon
wenig. Optimistische Schätzungen prognostizieren, dass sich das in den dreißiger Jahren auf 100 kg
jährlich reduzieren lässt. Das sind dann immer noch ca. 55.000 Tonnen jährlich. Und die müssen
aufgrund der geltenden Gesetzeslage in Deutschland, an der sich auch absehbar nichts ändern wird,
„thermisch verwertet“, also verbrannt werden.

In dieser Situation ist es ein ökologisch sinnvoller Ansatz, den Restmüll zunächst aufzubereiten und
wiederverwertbare Stoffe (vor allem Metalle, Glas, Kunststoffe) zu entziehen und dem Recycling
zuzuführen und den unverwertbaren Rest, der vor allem biogener Müll ist dann zu verbrennen, um die
entstehende Wärme für die Fernwärmeversorgung zu nutzen. Genau dieses Konzept verfolgt die von
der SachsenEnergie unter dem Namen RING 30 geplante Anlage in Dresden. Modell dafür ist eine
ähnliche, aber größer dimensionierte Anlage, die unter maßgeblicher Federführung des Grünen
Umweltsenators Jens Kerstan in Hamburg konzipiert wurde und die derzeit im Bau ist (https://
www.ndr.de/nachrichten/hamburg/Europas-modernste-Muellentsorgungsanlage-entsteht-in-
Hamburg,muell1002.html).

Bedenklich sind allerdings die geplanten Dimensionen der Dresdner Anlage, die die Dresdner
Restmüllmenge deutlich übersteigen und laut SachsenEnergie durch gewerblichen Müll (kein
Sondermüll!) und Restmüll aus dem Umland ergänzt werden soll. Wir wollen jedoch keinen neuen
Mülltourismus in großem Umfang nach Dresden. Deshalb ist es sinnvoll, ein Downsizing der Anlage zu
fordern auf ein für Dresden verträgliches Maß. Ferner ist es unverständlich, dass es bisher kein
sachsenweites Konzept für eine ökologisch verantwortliche Restmüll-Entsorgung gibt. Hier sollten
sich Landesverband und Landtagsfraktion klarer positionieren.

Irreführend ist es allerdings auch, wie im Antrag suggeriert, dass mit dem Bau der Anlage die
Fernwärmeversorgung Dresdens müllbasiert wird. Selbst in der derzeitigen Dimensionierung würde
die RING 30-Anlage mit 330 GWh pro Jahr lediglich etwa 20 % des zukünftigen Dresdner
Fernwärmebedarfs decken. Die dafür erforderliche Investitionssumme von etwa 200 bis 250 Mio. €
(Angaben der SachsenEnergie + Sicherheitsfaktor, die Zahl 320 Mio. € ist aus der Luft geholt) ist auch
im Vergleich zu den Su men, die für die Errichtung von Großwärmepumpen erforderlich sind, und im
Verhältnis zum gesamten Investitionsbedarf der SachsenEnergie für die Energiewende von 13 bis 15
Mrd. € bis 2045 nicht überhöht, sondern im Gegenteil eher effizient eingesetzt. Es ist keineswegs so,
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wie von den Antragstellern behauptet, dass dadurch Investitionen für Großwärmepumpen u.a.
behindert würden.

Aus all diesen Gründen ist es verantwortliche grüne Politik, bei dem Beschluss in unserem
Kommunalwahlprogramm zu bleiben und das Projekt RING 30 im skizzierten Sinne weiter kritisch zu
begleiten und wo möglich zu intervenieren.

Zu 5.:

Der Antrag bleibt in diesem Punkt sehr schwach. Es wird der Eindruck erweckt, dass
Großwärmepumpen beliebig und zu geringen Kosten zur Verfügung stünden. Dabei steht die
Technologie erst ganz am Anfang der Umsetzung in großem Maßstab. So ist die angeführte
Flusswärmepumpe überhaupt die erste dieser Größe und Erfahrungswerte liegen noch nicht vor.
Wichtiger wird zunächst die Nutzung von Abwärmepotenzialen aus Industrieanlagen in und um
Dresden, aus Rechenzentren (z.B. TU) und aus der Abwärme der zentralen Kläranlage sein, da hier
höhere Wirkungsgrade zu erzielen sind. Mittel- und langfristig (ab ca. 2032) ist auch die Nutzung von
grünem Wasserstoff zum Weiterbetrieb des derzeit Erdgas-basierten Kraftwerks Nossener Brücke ein
wesentliches Element für eine CO2-freie und ungestörte Wärme- und Stromversorgung in Dresden. Für
die Dekarbonisierung der Wärmeversorgung möglichst vieler Haushalte in Dresden sind ein weiterer
Ausbau des zentral dekarbonisierten Fernwärmenetzes und der Aufbau vieler Nahwärmenetze für
kompakte Wohngebiete wesentliche Elemente der Energiewende.

Dr. Wolfgang Deppe
Sprecher für Umwelt, Klima und Energie
der bündnisgrünen Stadtratsfraktion
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